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Mit der Einberufung der Ständeversammlung im 

Mai 1789 durch König Ludwig XVI. zur Abwen-

dung des Staatsbankrotts, der Konstituierung der 

Nationalversammlung durch den «dritten Stand» 

(das aufstrebende Bürgertum) und dem Sturm 

der Pariser Massen auf die Bastille (das verhass-

te Staatsgefängnis) am 14. Juli 1789 kam eine 

revolutionäre Entwicklung in Gang, die mit der 

Ausrufung der Republik und der Hinrichtung des 

Königs einem ersten Höhepunkt entgegensteuer-

te. Nach der blutigen Schreckensherrschaft der 

Jakobiner kehrte 1795 das Besitzbürgertum an die 

Macht zurück. Gegen die Koalition der traditio-

nellen Monarchien in Europa vermochte sich das 

von revolutionärem Schwung getragene französi-

sche Massenheer mehrmals durchzusetzen. Ziel 

der siegreichen Republik war, sich mit einer Rei-

he von verbündeten Staaten zu umgeben, um die 

eigene revolutionäre Entwicklung zu schützen. 

In diese strategische Planung wurde auch die 

Schweiz einbezogen, was sie insbesondere unter 

dem erfolgsverwöhnten General Napoleon Bona-

parte, der 1799 durch einen Staatsstreich an die 

Macht gekommen war, zu spüren bekam. 

Die Helvetik (1798–1803):  

Ein Hauch von  Revolution

Im Anschluss an die französische Besetzung 

(→ Kap. 2.4) wurde aus der alten 13-örtigen Eidgenos-

senschaft die Helvetische Republik mit 23 Kan-

tonen, die als reine Verwaltungs-, Gerichts- und 

Wahlbezirke ihre frühere weitgehende Souverä-

nität an den Zentralstaat abtreten mussten. Das 

alte bernische Staatsgebiet wurde geradezu ver-

stümmelt: Übrig blieb noch das Mittelland, der 

Rest ging an die neuen Kantone Oberland, Aargau 

und Waadt verloren.1 An die Stelle der früheren 

Kantonsregierung trat eine Verwaltungskammer 

mit einem Regierungsstatthalter an der Spitze, 

welche lediglich die Beschlüsse der neuen helve-

tischen Organe, der beiden gesetzgebenden Kam-

mern (Grosser Rat und Senat) und vor allem der 

Zentralregierung, des Direktoriums mit seinen 

Ministern, zu vollziehen hatte. Als richterliche 

Behörden fungierten der Oberste Gerichtshof, die 

Kantons- und die Distriktsgerichte. Damit hatte 

das Prinzip der Gewaltentrennung erstmals auch 

in der Schweiz Eingang gefunden.

Der neue Kanton Bern zählte insgesamt 

15 Distrikte mit annähernd gleicher Einwohner-

zahl (rund 10’000); auf historische oder geogra-

phische Gegebenheiten wurde kaum Rücksicht 

genommen. Bisher war Münsingen – zusam-

men mit Tägertschi, Ursellen und Niederwich-

trach – Teil der Twingherrschaft Münsingen (mit 

eigenem Recht und eigener Gerichtsbarkeit) 

gewesen, die ebenso zum Landgericht Konol-

fingen gehört hatte wie die Kirchhöre (Kirchge-

meinde) Münsingen bestehend aus den Vierteln 

Münsingen, Rubigen, Gysenstein und Tägert-

schi (→ Kap. 3.1). Aus dem Landgericht Konolfingen 

(ohne die südlichen Gemeinden) wurde nun der 

Distrikt Höchstetten mit dem gleichnamigen 

Hauptort, Münsingen, Wyl (Schlosswil), Worb, 

Walkringen und Biglen.2

4.2 Von der alten Dorf- zur modernen  

Einwohnergemeinde  Peter Stettler

Ausgelöst durch die Französische Revolution und die Regentschaft 
 Napoleon Bonapartes änderten sich Machtverhältnisse, Gemeinde-
organisation und politischer Alltag vom Zusammenbruch des Ancien 
 Régimes bis zum Ende des 19. Jahrhunderts in der Schweiz immer wie-
der. Der Weg von der Patrizier-Herrschaft zur direkten Demokratie 
führte über etliche Umwege.
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Abb. 3 Die Helvetische Republik 1798–1803 (mit den 23 Kantonen).3

Abb. 2 Die Verwaltungseinteilung 

des Kantons Bern (1798–1803).

Abb. 1 Staatliche Verwaltungsstruktur 

der Republik Bern im 18. Jahrhundert. 
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Münsingen wird zur helvetischen  

Munizipalgemeinde

Noch gewöhnungsbedürftiger war für 

viele Münsinger, was sich auf kommunaler 

Ebene veränderte. Dem Neuen begegnete man 

mit einer gewissen Zurückhaltung; für die Er-

richtung eines Freiheitsbaumes wie an anderen 

Orten (zum Beispiel in Worb) gibt es jedenfalls 

keine Belege. Vorbei war es nun mit dem eige-

nen Dorfrecht, das man sich erst 1797 von der 

Herrschaft in einer Gemeindeordnung hatte zu-

sichern lassen (→ Kap. 4.1). Insbesondere die Nie-

derlassungs- und Gewerbefreiheit war vielen 

Ortsburgern ein Dorn im Auge. Repräsentant der 

neuen Ordnung im Dorf war fortan der vom Un-

terstatthalter jedes Distrikts ernannte Agent. Er 

kontrollierte politisch Verdächtige, auch Durch-

reisende, verlas nach den sonntäglichen Gottes-

diensten die Verordnungen der vorgesetzten Be-

hörden, beurkundete Käufe und Testamente und 

war Pfandschätzer, Feuerschauer, Viehinspektor 

und Steuereinzieher in einer Person.4

Das Gemeindegesetz vom 15. Februar 

1799 unterschied zwischen zwei nebeneinander 

bestehenden Gemeindeorganisationen: der Mu-

nizipalgemeinde und der Nutzungsgemeinde. In 

ersterer wählte die Gesamtheit der im Ort ansäs-

sigen über 20-jährigen Aktivbürger 5 die Gemein-

debehörde (Munizipalität). Ihr Aufgabenbereich 

umfasste Polizei und Feuerwehr, das Strassen-, 

das Gesundheits- sowie das Zivilstands- und das 

Vormundschaftswesen. Zur Nutzungsgemeinde 

(bisher Rechtsamegemeinde) gehörten alle An-

teilhaber an den Gemeindegütern. Ihr oblagen 

die Armenpflege, das Bauwesen und die Wald-

nutzung.6

Mit der Umsetzung in die Praxis ging es 

recht zügig voran. Gemäss Aufruf von General 

Guillaume Brune hatte jede Kirchgemeinde in 

Urversammlungen ihre Munizipalvorgesetzten 

und Wahlmänner (einer auf 100 stimmfähige 

Bürger) zu wählen. Das kantonale Wahlkorps 

sollte anschliessend die Verwaltungskammer so-

wie die Deputierten für die helvetischen Behör-

den erküren. Der Appell war verbunden mit ei-

nem Seitenhieb auf die bisherige Regierung, die 

die Bürger mit einem Täuschungsmanöver einer 

Tyrannei unterworfen habe.7 

Pflichtgemäss trat am 22. März 1798 die 

Urversammlung der Kirchgemeinde Münsingen 

in der Kirche zusammen. Der Bericht darüber 

an die provisorische Regierung in Bern 8 beginnt 

Abb. 4 Titelblatt des Bürgerregisters der Kirchgemeinde 

Münsingen vom 17. August 1798.

mit der Bemerkung, die Versammlung sei «in al-

ler Stille» abgelaufen. Von den 385 anwesenden 

Personen (von insgesamt 562 stimmberechtigten 

Bürgern) wurden die fünyöpfige Munizipalität 

mit dem Präsidenten Niklaus Stucki von Ursellen 

an der Spitze und die fünf Wahlmänner gewählt, 

ferner die Gemeindeämter neu besetzt. Die bis-

her gebräuchlichen Bezeichnungen wie zum 

Beispiel Seckelmeister, Verwalter des Siechen- 

beziehungsweise Kirchenguts, Gerichtssäss 

überdauerten o_enbar den Bruch mit dem An-

cien Régime. Abschliessend schritt man zur Ab-

stimmung über die helvetische Staatsverfassung: 

«Das mehr war einhällig für die annahme!»

In der Regel wurden fast überall die 

bisherigen Amtsinhaber und keine Revoluzzer 

gewählt. Auf dem Land blieb die Oberschicht 

(Hojesitzer, Wirte, Handwerksmeister und Ge-

werbler, Ärzte, Advokaten und Notare) tonan-

gebend. Man war froh um Bürger, die sich zur 

Übernahme eines Amtes überhaupt bereit er-

klärten.9 Das traf auch auf Münsingen zu, wie 

ein Vergleich mit dem Bürgerregister und dem 

Steuerverzeichnis zeigt.10 Die Gewählten waren 

durchschnittlich 45 Jahre alt. Das Wahlmänner-

Register von 1799 bestätigt diesen Befund.11

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde
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Trotz einer Vielzahl von Verordnungen 

von oben gab es für die Gemeinden einen gewis-

sen Spielraum für die Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Mit Genugtuung wurden auch in Münsingen die 

Gesetze zur Auiebung der Feudallasten aufge-

nommen; nur bei der praktischen Umsetzung 

gab es Schwierigkeiten. Die Gemeindebehörde 

sah sich in der Folge gezwungen, eine Sonder-

steuer einzuziehen und eine Anleihe von 4’000 

Pfund aufzunehmen.12 Gemäss Gemeindemanu-

al 13 beschäftigte sie sich in der Folge zur Hauptsa-

che mit Vormundschaftsfällen, Rechtshändeln, 

Gewerbekonzessionen, mit Polizei, Fürsorge und 

Leistungen zugunsten der Besatzungsmacht. 

Den Stimmungsbericht der Münsinger 

Munizipalität vom 28. Januar 1800 muss der Dist-

riktstatthalter von Höchstetten mit Genugtuung 

zur Kenntnis genommen haben. Die Gemüter 

der Bürgerschaft seien in letzter Zeit «in keiner 

sonderbahren spannung» gewesen. Zu Missver-

gnügen Anlass gäben ausstehende Soldzahlun-

gen, die Einquartierungen und Requisitionen, 

die für die Pfarrherren bestimmte Primizabgabe 

auf Getreide und die Zinsen auf den Bodenzins-

Loskaufsummen. Zuoberst auf der Wunschliste 

stand die Sehnsucht nach Frieden. Der sehr ver-

söhnlich gehaltene Bericht klingt aus wie eine 

Ergebenheitsadresse: «In ho_nung, dass die re-

gierung auf milderung der beschwerden im ernst 

bedacht seye, können wir sie, bürger statthalter, 

versichern, dass das Volk in unserem bezirk sich 

ganz ruhig und stille beträgt, ohne dass uns von 

einichen gährungen etwas bekannt seye.»14

Die Mediation (1803–1813):  

Ein erster Schritt zurück

Die Helvetik vermochte die in sie gesetzten Hof-

fungen nicht zu erfüllen. Zudem wurde die 

Schweiz mit dem Ausbruch des zweiten Koaliti-

onskrieges im Jahre 1799 zum Kriegsschauplatz. 

Da sich die Anhänger des Einheitsstaates und jene 

des früheren lockeren Staatenbundes in der Fra-

ge nach einer Verfassungsrevision nicht einigen 

konnten, schaltete sich Napoleon Bonaparte per-

sönlich als Vermittler (Mediator) ein und übergab 

am 19. Februar 1803 einer schweizerischen Dele-

gation in Paris die sogenannte Mediationsverfas-

sung. Aus Rücksicht auf die föderalistische Tra-

dition in der Schweiz beschränkte er die zentrale 

Gewalt – die ganz von Frankreich abhängig blieb 

– auf das absolute Minimum und stellte dafür die 

kantonale Souveränität weitgehend wieder her. 

Bern erhielt das Oberland zurück. In der berni-

schen Kantonsverfassung wurden ein hohes Ver-

mögen und höhere Alterslimiten für das aktive (30 

für Ledige, 20 für Verheiratete oder Geschiedene) 

und passive (30) Wahlrecht festgeschrieben, fer-

ner ein indirektes Wahlsystem, welches das Volk 

von der Teilnahme am politischen Leben prak-

tisch ausschloss. Die Landschaft war nicht pro-

portional zu ihrer Bevölkerung vertreten. Von den 

Errungenschaften der Revolution blieben hinge-

gen die Abscha_ung der Untertanenverhältnisse, 

die Rechtsgleichheit und die Freiheitsrechte.15 

Für die reichlich komplizierten Grossratswah-

len wurde der Kanton Bern in fünf Wahlbezirke 

eingeteilt; Münsingen war Teil des Wahlbezirks 

«Landgericht». Auf jeden Wahlbezirk kamen 13 

Wahlzünfte mit mehreren Gemeinden; die Kirch-

gemeinde Münsingen gehörte mit Wichtrach und 

Freimettigen zur achten Zunft. Von den 195 Man-

daten entfielen bereits bei den ersten Wahlen 121 

auf die Stadt Bern, bloss 74 auf das Land. Die neu-

en Bestimmungen sicherten somit der früheren 

Elite – insbesondere dem Patriziat – die Rückkehr 

an die Macht.

An die Stelle der helvetischen Distrikte 

traten im Kanton Bern 22 Amtsbezirke – Münsin-

gen gehörte zu Konolfingen – mit je einem vom 

Kleinen Rat ernannten Oberamtmann an der 

Spitze. Dieser war zuständig für Sicherheit, 

Ruhe und Ordnung, für die Beaufsichtigung der 

Beamten und der Gemeinden. Nicht von unge-

fähr wurde dieses Amt häufig von Bernburgern 

bekleidet.

Abb. 6 Hans Batt und Anna Lory 

von Münsingen (Gemälde von  

Josef Reinhart).

Abb. 5 Munizipali-

täts  präsident.
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Abb. 7 Wahlwerbung 

auf dem Lande (1808).

Über einen ersten, noch stark zentralisti-

schen Verfassungsentwurf Napoleons wurde An-

fang Juni 1802 auch in der Kirche in Münsingen 

abgestimmt. Von den registrierten 583 Personen 

gaben bloss 33 ihre Stimme ab, das heisst 5.6 Pro-

zent! 19 stimmten dafür, 14 dagegen. Dem Mu-

nizipalbeamten Wahlen hatte man den Auftrag 

gegeben, «für jene Bürger, die nicht selbst schrei-

ben wollten, auf ihre angabe hin, derselben na-

men dahin zu sezen wo solche verlangten».16

Mit der Mediation kehrte man auch auf 

Gemeindeebene zur früheren Vielfalt von Recht-

same- und Dorfgemeinden mit ihren Mischfor-

men zurück. Auf dem Land traten an die Stelle 

der helvetischen Munizipalität die früheren Ge-

meindebehörden mit ihren Beamten. Der «erste 

Vorsteher der Gemeinde» musste vom Oberamt-

mann bestätigt werden. Die Rechtsstellung der 

Hintersassen variierte von Gemeinde zu Gemein-

de. Von Nicht-Gemeindeburgern durfte für den 

Erwerb von Grundstücken ein sogenanntes Ein-

zugsgeld verlangt werden.17

Münsingen gibt sich ein neues  

Dorfreglement (1811)

In Münsingen dauerte es eine Weile, bis 

man vom Recht auf ein eigenes – nicht mehr für 

alle Viertel der Kirchgemeinde gültiges – Dorfre-

glement Gebrauch machte. Vorerst galt es, das 

Stimmregister für den Zunftbezirk Münsingen zu 

erstellen. Von den 39 namentlich aufgeführten 

wahlberechtigten Bürgern verfügten deren drei 

über ein Vermögen von über 20’000  Livres, näm-

lich Ludwig Lombach vom Neuhaus, Amtsstatt-

halter Siegmund Steiger vom unteren Schloss 

und Oberst Ludwig Morlot vom Schwand. Eben-

falls zu den Vermögenden gehörten Hauptmann 

Albrecht Steiger mit seinem Gut in Beitiwil, der 

«Bären»-Wirt Jakob Kernen, der «Löwen»-Wirt 

 Jakob Zuber und der Käsehändler Hans Bigler. 

Fast zwei Drittel waren unter 50 Jahre alt.18

Am 28. März 1805 ermittelten die Zunft-

vorgesetzten aus den Mitgliedern der achten 

Wahlzunft die zehn ältesten und die zehn reichs-

ten Eigentümer. Wer in diesem komplizierten 

mehrstufigen Verfahren schliesslich das Rennen 

bis in den Grossen Rat machte, geht aus den vor-

handenen Quellen leider nicht hervor. Tatsache 

ist, dass die Gutsherren und die reichen Bauern 

die Sache quasi unter sich ausmachten.19

Am 11. Januar 1810 forderte Oberamt-

mann E|nger Münsingen ultimativ und unter 

Androhung einer Busse auf, endlich ein Dorfre-

glement zu erstellen. Eine neunköpfige Kommis-

sion machte sich sofort an die Arbeit. Am 11. Feb-

ruar 1811 wurde der Entwurf der Dorjevölkerung 

erstmals zur Einsichtnahme vorgelegt; wer nicht 

erschien, wurde mit einem Pfund gebüsst. 14 

Tage später nahm die im Schulhaus versammelte 

Gemeinde das Reglement mit 78 zu 12 Stimmen 

an. Die 35 Bürger, welche der Abstimmung fern-

geblieben waren, wurden stillschweigend den 43 

Befürwortern zugerechnet.20

Das Dorfreglement von 181121 – das ers-

te seit 1797 – teilte die Einwohnerschaft des 

Münsinger-Viertels der Kirchgemeinde in drei 

Klassen ein: 1. die Burgerschaft mit ihrem Bur-

gergut, an welchem die Hintersassen keinen An-

teil hatten; 2. die Eigentümer der 69 Dorfrechte, 

denen Holz, Feld und Allmend zustanden; 3. alle 

übrigen Besitzer von steuerpflichtigen Grundstü-

cken. Das Stimm- und Wahlrecht richtete sich je 

nach Sach- und Wahlgeschäft nach der Klassen-

zugehörigkeit. Die «gebottene ganze Gemeinde» 

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde



304304

4  Herrschaft und Gemeinde

Proklamation schloss mit den Worten: «Nach der 

Weise unserer in Gott ruhenden Regimentsvor-

fahren werden wir bisherige Verirrungen väter-

lich übersehen und zu keiner persönlichen Ahn-

dung ziehen.»23

Die neue Kantonsverfassung – die «Ur-

kundliche Erklärung der Stadt und Republik 

Bern» von 1815 – war das Werk der vorrevolutio-

nären Machtträger. Von den 299 Grossratsman-

daten entfielen 200 auf die Stadt Bern, 99 auf 

das Land. Die grösseren Amtsbezirke wie Ko-

nolfingen erhielten je drei Vertreter. Wählbar 

waren Gemeindeburger, die das 29. Altersjahr 

zurückgelegt hatten und über Grundeigentum 

verfügten. Sie behielten ihr Amt in der Regel auf 

Lebenszeit. Der Kleine Rat setzte sich fast aus-

schliesslich aus Vertretern des Stadtberner Pat-

riziats zusammen.24 Der Oberamtmann von Ko-

nolfingen hatte seinen Sitz in Wyl. Trotz seiner 

Machtfülle genossen die Gemeinden grosse Be-

wegungsfreiheit. Die Trennung in Burger- und 

Einwohnergemeinden wurde wieder rückgängig 

gemacht, was Neuzuzüger benachteiligte. 1817 

führte man auch den Huldigungseid auf die Ob-

rigkeit wieder ein.25

Die Landbevölkerung reagierte da und 

dort skeptisch auf die Wiederherstellung der frü-

heren Zustände. Nicht so in Münsingen, wo die 

Gemeindeoberen bereits am 22. Februar 1814 eine 

Ergebenheitsadresse an die Regierung schickten, 

verbunden mit dem Wunsch, «dass Gott dieselbe 

zum besorgen der beschwerlichen Regierungs-

Geschäfte leite und in beständigem wohlseyn 

erhalte». Es gab o_enbar Leute, die die früheren 

Zustände, das heisst das alte Dorfrecht, zurück-

sehnten, von denen sie profitiert hatten.26

Das erste Problem, das es anzupacken 

galt, war die Anpassung der Gemeindeorgani-

sation an die neuen Gegebenheiten. Zu diesem 

Zwecke unterbreitete der Kleine Rat im Mai 1824 

den Gemeinden einen Katalog von Fragen, zu 

welchen auch Münsingen ausführlich Stellung 

nahm.27 Man verwies dabei zur Hauptsache 

auf das Dorfreglement von 1811, vor allem was 

Wahl, Zusammensetzung und Pflichtenhefte der 

Gemeindebehörden betraf. Zur Frage nach der 

Rechtsstellung der Hintersassen wurde vermerkt, 

diese hätten wie die Ortsburger Sitz- und Stimm-

recht an den Gemeindeversammlungen und 

dürften auch für den Gemeinderat kandidieren. 

Die Ergebnisse der kantonalen Umfrage zeigten 

kein einheitliches Bild. Die Mehrheit wünschte 

befand zur Hauptsache über Steuern und die Ge-

meinderechnung. Wer einer Versammlung fern-

blieb oder sie vorzeitig verliess, wurde gebüsst. 

Die «ordinary kleine Gemeinde» setzte sich zu-

sammen aus zwölf Mitgliedern: dem Obmann, 

den fünf Vierern, dem Almosner, den beiden 

Seckelmeistern und weiteren drei Personen. Sie 

wurden auf vier Jahre gewählt, wobei jedes Jahr 

drei durch das Los Bestimmte ausschieden, ohne 

wiederwählbar zu sein. Die kleine Gemeinde trat 

einmal im Monat im Schulhaus zusammen. Ein 

Weibel sorgte für den Vollzug der Beschlüsse. 

Das Münsinger Dorfreglement ent-

sprach ganz dem Geist der Mediation mit ihrer 

teilweisen Rückkehr zur Herrschaft der Privile-

gierten. Vieles erinnerte – auch sprachlich – an 

die Gemeindeordnung von 1797, die von der Herr-

schaft im Schloss Münsingen abgesegnet worden 

war. Das Chorgericht war bereits im Jahre 1804 

wieder zu seinem alten Recht gekommen, die 

Kirchen-, Schul- und Armengüter zu verwalten.22

Die Restaurationszeit (1814–1830):  

Ein weiterer Schritt zurück 

Die Niederlagen Napoleons gegen die verbündeten 

konservativen Mächte in Europa (Grosse  Allianz) 

läuteten auch das Ende der Mediation ein. Erneut 

bestimmte die europäische Grosswetter lage die 

Entwicklung in der Schweiz. Oberstes Ziel der 

Siegermächte war die Wiederherstellung der le-

gitimen Herrschaftsverhältnisse vor Ausbruch der 

Französischen Revolution. Unter ihrem Druck ei-

nigte sich die Tagsatzung auf den Bundesvertrag 

der 22 souveränen Kantone, das heisst auf einen 

sehr lockeren Staatenbund. Die «restaurierten» 

Kantonsverfassungen entsprachen voll und ganz 

dem konservativen Zeitgeist: Wiedereinsetzung 

der alten Aristokratien, Übergewicht der Stadt 

über das Land, verschärfter Vermögenszensus 

und indirektes Wahlsystem. Die Untertanen-

verhältnisse der Zeit vor 1798 blieben zwar abge-

scha_t; die Freiheitsrechte und die Rechtsgleich-

heit waren aber nur zum Teil gewährleistet.

In Bern witterte die alte Machtelite 

frühzeitig ihre Chance. Bereits im Dezember 1813 

erklärte der Grosse Rat die Mediationsakte für 

aufgehoben und die wiederhergestellte patrizi-

sche Regierung wandte sich an das Volk, um die-

ses auf die Rückkehr zur alten Ordnung vorzube-

reiten. Die in patriarchalischem Ton gehaltene 
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eine Rückkehr zur bewährten Gemeindeorgani-

sation der Zeit vor 1798 und lehnte eine solche 

moderneren Zuschnitts ab. Die Regierung be-

schränkte sich deshalb auf ein paar Grundsätze 

und liess den Gemeinden im Übrigen freie Hand 

bei der Ausarbeitung ihrer Reglemente. Von den 

46 von der Regierung sanktionierten Gemeinde-

reglementen fanden diejenigen von Münsingen 

und Langnau wegen ihrer Vollständigkeit und 

sorgfältigen Abfassung spezielle Anerkennung.28

Das «restaurierte» Dorf- und das Tellreglement 

Das Münsinger Dorfreglement von 1828 

nahm wie dasjenige von 1811 vorab Bezug auf 

die drei Klassen der Einwohnerschaft. Die erste 

umfasste diesmal alle tellpflichtigen Bürger, die 

in der «Grossen Gemeinde» je nach Steuerleis-

tung über eine oder zwei Stimmen verfügten. Sie 

wählten die «Kleine Gemeinde», wo die Burger-

schaft stets mit drei Mitgliedern vertreten war. 

Zusammensetzung, Amtsdauer und Pflichten-

hefte blieben gleich wie 1811. Hinzugekommen 

war das Amt des Quartieraufsehers zur Erfassung 

der Hintersassen. Die jährliche Besoldung des 

Obmanns und des Gemeindeschreibers betrug 

50 Pfund (gegenüber 10 bis 20 für die übrigen 

Behördenmitglieder). Der Gemeinderat verfüg-

te erstmals über eine Finanzkompetenz bis 200 

Pfund. Für die zweite Klasse, die Eigentümer 

der Dorfrechte, und die dritte, die Burgerschaft, 

wurde je eine eigene Gemeindeorganisation vor-

gestellt. Die restlichen Artikel regelten für alle 

drei Klassen den Abstimmungsmodus (ö_entli-

ches Handmehr oder bei wichtigen Geschäften 

und Gemeinderatswahlen die geheime Stimm-

abgabe), die Bussen für solche, die eine Sitzung 

vorzeitig verliessen, ihr ganz fernblieben oder 

«im Gemeindezimmer Tabak rauchen» und ein 

paar Umgangsformen. «Da in Zukunft keine den 

ö_entlichen Anstand beleidigende Benehmen 

geduldet werden sollen, so wird schlechterdings 

alles unnöthige, auf die Verhandlungen nicht 

Bezug habendes Geschwätz und jedes ungebühr-

liche, gegen die gute Ordnung streitendes Reden 

untersagt, bei Strafe eines Verweises durch den 

Obmann (…).»

In den Wildwuchs des Steuerwesens 

in den Gemeinden versuchte die Regierung mit 

dem Tellgesetz von 1823 etwas Ordnung zu brin-

gen.29 Das Münsinger Tellreglement von 1828 30 

erwähnte unter den ordentlichen Hilfsquellen 

der Gemeinde die Zinsen am Kapital des Armen-

gutes, die Einzugsgelder für Heiraten mit «äusse-

ren Weibspersonen» und solche der Hintersassen 

für die Niederlassung in der Gemeinde und für 

den Erwerb von Grundstücken, ferner die Erträ-

ge aus dem Kirchen-, Siechen- und Schulgut. Für 

die Festsetzung dieser Steuern und das Budget 

war die Gemeindeversammlung aller Tellpflich-

tigen zuständig. Zu den ausserordentlichen 

Hilfsquellen, für welche es die Zustimmung des 

Kleinen Rates brauchte, zählten die Armentellen 

auf Liegenschaften, Wohngebäuden, Waldun-

gen und beweglichem Vermögen sowie eine Be-

rufserwerbstelle, eine Art Einkommenssteuer für 

Selbständigerwerbende.

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde

Abb. 8 Das Dorfreglement von 1828, Titelblatt.

Abb. 9 Titelseite des Tellreglements 1828.
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Im Jahre 1826 wurde für Münsingen auch 

ein Burgerrodel (Einwohnerregister) angelegt.31 

Er enthält rund 400 alphabetisch aufgeführte 

Namen von Männern, Frauen und Kindern. Wir 

stossen darin auf bekannte Geschlechter (die Trä-

ger der kursiv geschriebenen Namen sind heute 

nicht mehr in Münsingen heimatberechtigt) wie 

Balsiger, Batt, Bögli, Brönnimann, Frey, Grossglau-

ser, Hauser, Küpfer, Maurer, Rieder, Roth, Rotter-

mann, Stucki, Waber, Wanzenried und Wyler. Ob 

es sich dabei um alteingesessene, vollberechtigte 

Burger oder um eingeburgerte Hintersassen han-

delt, geht aus dem Rodel leider nicht hervor.

Das nächste Wohnsitzregister stammt 

erst wieder aus den Jahren 1858–64.32 Bei den 

insgesamt 681 Namen sind diesmal auch das 

Geburtsjahr, die Eltern, der Bürgerort, der Zivil-

stand und das Datum der Einschreibung angege-

ben. Darunter befinden sich nur noch 14 Perso-

nen mit Bürgerort Münsingen; alle andern sind 

im Laufe der Zeit in den meisten Fällen aus der 

näheren Umgebung oder aus dem Emmental zu-

gezogen.

Alltag im Spiegel pfarrherrlicher Berichte 

Über die materiellen Sorgen, Nöte und 

Bedürfnisse der Dorjewohner geben uns die 

Pfarrberichte Auskunft. Während der auch in 

Münsingen spürbaren Hungerkrise der Jahre 

1816–1817 bat Pfarrer Emanuel Rohr die Obrig-

keit in Bern mit einer beigelegten detaillierten 

Unterstützungstabelle höchst unterwürfig um 

verbilligte Abgabe von Brot und die Errichtung 

Abb. 11 Frontseite des Visitationsberichtes 

vom 25. Mai 1830.

Abb. 10 Kirche und Pfarrhaus Münsingen 1822 

(nach einem Aquarell von B.A. Haller).

von Suppenanstalten.33 Die Hauptleidtragenden 

seien die Armen, deren Zahl wegen der vielen 

Hintersassen stark zugenommen habe, ferner all 

diejenigen, die ihre Schuldzinsen nicht mehr be-

zahlen könnten. Die Versorgung mit dem Haupt-

nahrungsmittel Erdäpfel und die Bereitstellung 

von Saatgut für das kommende Frühjahr seien 

vorläufig noch gewährleistet. Man setze alles 

daran, dass die Leute «den Pflug als des Landes 

Nahrungsquelle nicht verlassen», um dem be-

dauernswerten Schicksal der nun «fabrizieren-

den Kantone» – gemeint war die auyommende 

Industrie – zu entgehen. 

Für die Obrigkeit waren solche Berich-

te wichtige Informationsquellen. Gleichzeitig 

unterstanden die Pfarrherren auch einer perio-

dischen Kontrolle, den sogenannten jährlichen 

Visitationen. Man beurteilte sie als Prediger auf 

der Kanzel, als Seelsorger, Jugendlehrer und 

Schulinspektoren, ferner in ihrem Lebenswan-

del. Münsingen war in den Jahren 1821–1831 

mit seinem Pfarrer in jeder Hinsicht zufrieden. 

Dieser fühlte sich hier ebenfalls sichtlich wohl, 

auch wenn nach seiner Meinung der sittliche 

und der religiöse Zustand der Kirchgemeinde ge-

legentlich zu wünschen übrig liessen. Sorgen be-

reitete dem Pfarrer ab und zu das rohe Benehmen 

der jungen Leute und Eltern, die ihre Kinder vom 

Schulunterricht fernhielten.34
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Die Regeneration (1830–1848): 

Durchbruch neuer Ideen

Auf die Dauer konnten sich weder in Europa noch 

in der Schweiz die autoritären Regierungen an 

der Macht halten. In Frankreich setzten sich mit 

der Julirevolution von 1830 die von einem eman-

zipierten Bürgertum getragenen liberalen Grund-

prinzipien der repräsentativen Demokratie und 

die persönlichen Freiheitsrechte durch. In vielen 

Kantonen der Schweiz ging diese Erneuerungs-

bewegung von den Landstädten aus, so auch in 

Bern, wo die Gebrüder Schnell aus Burgdorf eine 

Bittschriftenkampagne für eine Verfassungsre-

form in die Wege leiteten. Die Regierung gab dem 

Druck nach und erklärte sich bereit, bis Ende 1830 

die Wünsche des Volkes entgegenzunehmen. Un-

ter den 592 Petitionen findet sich auch eine aus 

Münsingen.35 Zu ihren wichtigsten Forderungen 

gehörten die Volkssouveränität, die Abscha_ung 

aller Vorrechte, eine bessere Vertretung der Land-

schaft in der Legislative, die Gewaltentrennung 

und der Volksentscheid über die Verfassung. Im 

Gegensatz zum Burgdorfer Musterkatalog hielt 

Münsingen am Vermögenszensus für das aktive 

und das passive Wahlrecht fest. Zusätzliche An-

liegen waren die Revision des Vaterschaftsgeset-

zes, der Bau und der Unterhalt der Strassen durch 

den Kanton sowie Verbesserungen im Schulwe-

sen. Die «ehrerbietige Supplikation» schloss mit 

einem Treuebekenntnis zum Vaterland, das man 

in gefahrvollen Zeiten nachdrücklichst zu vertei-

digen gedenke.

Mit dieser Eingabe gehörte Münsingen 

bestimmt nicht zu den an vorderster Front kämp-

fenden Neuerern. Für Obmann Christen Müller 

ging sie aber bereits zu weit, schrieb er doch an 

den Oberamtmann Ludwig Robert von Erlach, 

der Münsinger Katalog sei von der Gemeinde ge-

gen seine innerste Überzeugung verabschiedet 

worden. Auch anderswo gab es ängstliche, den 

obrigkeitlichen Beamten ergebene Gemeindevor-

steher.36

Die Volksversammlung der Reformer 

aus dem ganzen Kanton vom 10. Januar 1831 in 

Münsingen (→ Kurzbeitrag) läutete schliesslich das 

Ende der patrizischen Regierung in Bern ein. Da-

mit wurde der Weg frei für die Wahl eines Ver-

fassungsrates. Auf den Amtsbezirk Konolfingen 

entfielen sieben Sitze, zu den Gewählten gehör-

ten Oberamtmann von Erlach und der Münsin-

ger Wirt Jakob Kernen. Als fortschrittlicher Pa-

trizier war von Erlach von der Notwendigkeit 

einer Verfassungsreform überzeugt, sah aber im 

Gleichheitsprinzip der Volkssouveränität die Ge-

fahr der Anarchie.37

Die Verfassung von 1831 berücksichtig-

te die meisten Forderungen der Burgdorfer Re-

former. Beim Stimmrecht ab dem 23. Altersjahr 

hielt man hingegen daran fest, dass der Stimm-

berechtigte über Grundeigentum verfügen muss-

te. Im 200-köpfigen, indirekt über Wahlmänner 

gewählten Grossen Rat verfügte nun auch die 

Landschaft über eine angemessene Vertretung. 

Der Amtsbezirk Konolfingen kam neu auf zwölf 

Mandate. Es galt der Grundsatz der repräsentati-

ven Demokratie; nur über Verfassungsänderun-

gen durfte das Volk abstimmen. Die ausführende 

Gewalt lag beim Regierungsrat, die richterliche 

beim Obergericht. Der Vertreter der kantonalen 

Exekutive in den Amtsbezirken hiess neu Regie-

rungsstatthalter.38 Die Volksabstimmung über 

die neue Verfassung ergab auch in Münsingen 

(= Kirchgemeinde) ein klares Ergebnis: 348 Ja ge-

gen ein einziges Nein.

Unter den gewählten Grossräten be-

fand sich ein einziger Münsinger: Jakob Kernen, 

«Löwen»-Wirt. Das Gastgewerbe war noch mit 

weiteren acht Wirten vertreten. Kernen wurde 

vom Grossen Rat auch in den «Sechzehner» ge-

wählt, eine Art vorberatende Kommission, später 

auch in die Staatswirtschaftskommission. Unter 

den anderen Berufsgruppen dominierten die 

Bauern, in den Städten und grösseren Ortschaf-

ten die Handelsleute, Ärzte, Fürsprecher und No-

tare. Eine Anzahl Patrizier schlugen ihre Wahl 

aus, so der frühere Oberamtmann von Erlach.

Die Entstehung der Einwohnergemeinde

Das am 20. Dezember 1833 vom Gros-

sen Rat verabschiedete Gemeindegesetz 39 un-

terschied zwischen Einwohner-, Burger- und 

Kirchgemeinden. Bei der Ausarbeitung der Reg-

lemente liessen die kantonalen Vorgaben den Ge-

meinden einen gewissen Spielraum. Für einen 

solchen hatte sich in der Ratsdebatte auch Kernen 

stark gemacht.40 Das kommunale Stimmrecht 

war ebenfalls ganz in seinem Sinn an Grundei-

gentum oder Beweglichkeiten, Pacht, Miete oder 

Steuerleistung gekoppelt. Der einzige gerech-

te Grundsatz sei, «dass einer dazu mitstimmt, 

wofür er bezahlt». In Münsingen funktioniere 

das jedenfalls bestens. Ausgeschlossen waren 

Bezüger einer Armensteuer,  Bevormundete und  
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Um die aufgeheizte Stimmung im Volk 

gegen die patrizische Regierung in Bern 

unter Kontrolle zu halten, beriefen die 

Liberalen, angeführt von den Gebrüdern 

Schnell aus Burgdorf, auf den 10. Januar 

1831 einen Volkstag nach Münsingen 

ein.41 Man wollte die Zügel unbedingt 

in den Händen behalten wegen der Ge-

fahr eines bewajneten Volksmarsches 

nach Bern, nachdem bekannt gewor-

den war, dass einzelne Patrizier zum 

Schutz der alten Ordnung ehemalige 

Söldner aus französischen Diensten 

anwerben wollten. «Am zächete Jenner 

nämlech», so schildert Rudolf von Tavel 

in der Novelle «Götti und Gotteli» das 

denkwürdige Geschehen, «isch alles, 

was Verlange na Volksrächte treit het, 

dür e höche Schnee ga Münsigen use 

gstampfet.»42 Die Wahl fiel auf Münsin-

gen, weil es für die Vertrauensleute aus 

den Gemeinden des ganzen Kantons, 

selbst aus dem fernen Jura, ohne allzu 

viel Aufwand zu Fuss oder mit dem Pfer-

degespann zu erreichen war; zudem 

befand es sich in sicherer Distanz zur 

Regierung in Bern. Zum ersten Mal seit 

Menschengedenken vereinigten sich 

Männer über die Grenzen von Gemein-

den und Landesteilen hinweg, nicht mit 

einer Revolution vor Augen, sondern 

um legitimer Anliegen willen, wie zum 

Beispiel einer gerechteren Vertretung 

der Landschaft gegenüber der Stadt. 

Statt der erwarteten 100 fanden sich 

zuletzt rund 1’400 Teilnehmer in der 

Kirche und auf dem umgebenden Kirch-

hof ein (wegen Platzmangels mussten 

Türen und Fenster der Kirche geöjnet 

werden!). Die meisten waren vermög-

liche Bauern und Bürger, die wegen 

ihres Ansehens aus der Menge heraus-

ragten. Sogar Anhänger der Regierung 

liessen sich blicken, aber weit weniger 

als ihrem Anteil am Volksganzen ent-

sprochen hätte. Dass das Trejen nicht 

gegen den Willen der Regierung statt-

fand, bewies der Auftritt des Oberamt-

manns von Konolfingen, Ludwig Robert 

von Erlach, welcher als deren Vertreter 

die Schlüssel zur Kirche überbrachte. 

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung be-

schloss der Gemeinderat von Münsin-

gen, eine Wache von 70 freiwilligen 

wajenfähigen Männern aufzustellen. 

Jeder sollte für den Abend einen Batzen 

Sold bekommen.43

Den Vorsitz führte Hans Schnell, 

Professor der Naturwissenschaften an 

der Akademie in Bern, selbst für den Pa-

trizier Anton von Tillier «ein Mann von 

Geist und Gemüth, aber einer grossen 

Leidenschaft fähig».44 Er warnte vor 

Ungesetzlichkeiten; durch Ruhe und 

Mässigung müsse man jene beschä-

men, die mit Kartätschen daherkämen. 

Die amtierende Regierung verglich er 

mit einem Spatz in der Klemme, den 

das Volk, der Löwe, nicht zerdrücken, 

sondern grossmütig schonen müsse. 

Darauf überbrachte Oberst Hahn, Chef 

der Bürgergarde in Bern, die Botschaft 

von der Einstellung der Söldnerwer-

bung und von weiteren Zugeständnis-

sen, die jedoch zu spät kamen, um das 

Vertrauen vollständig wiederherzustel-

len. Dann war die Reihe an Karl Schnell, 

Notar und Doktor der Rechtswissen-

schaften, im Volksmund «ds’Dökti» ge-

nannt, der ohne Absprache mit seinen 

Brüdern Hans und Ludwig sowie ande-

ren gemässigten Führern der liberalen 

Volksbewegung wie Charles Neuhaus 

Die Volksversammlung vom 10. Januar 1831
Peter Stettler

und Eduard Blösch die Versammlung 

mit seinem Antrag nach einem vom 

Volk gewählten Verfassungsrat in die 

entscheidende Richtung lenkte. Der 

starke Beifall der Zuhörer zeigte, dass 

damit die Hojnung, die liberalen Kräf-

te könnten mit dem auf Ausgleich be-

dachten Patriziat im alten Grossen Rat 

eine neue Verfassung ausarbeiten, be-

graben war. In den Bittschriften hatte 

die Idee eines Verfassungsrates noch 

eine untergeordnete Rolle gespielt; 

dank dem Heiss sporn – für viele ein 

subversiver Systemveränderer – Karl 

Schnell wurde sie nun aber ins ganze 

Bernbiet hinausgetragen. Selbst bisher 

noch Unschlüssigen waren die Augen 

aufgegangen, wie dem aus Bern zu-

gereisten Herrn in von Tavels Novelle. 

«D’Volksversammlung het ihm darü-

ber Klarheit verschajet. Als überzügte 

Demokrat isch är am Abe hei gwande-

ret.»45 Trotz der aufgeregten Stimmung 

ging die Versammlung gegen drei Uhr 

ruhig und würdig zu Ende. 

Mit dem Tag von Münsingen wa-

ren die Würfel gefallen. «Er zeigte, was 

der bewegliche Teil des Volkes wollte; 

der unbewegliche hüllte sich in Schwei-

gen.»46 Mit der Abdankung des Patrizi-

ats bereits drei Tage später konnte die 

Gefahr eines Volksaufstandes, ja eines 

Bürgerkrieges zwischen Stadt (Bern) 

und Land gebannt werden. Die Einsicht 

hatte sich durchgesetzt, dass man sich 

der Strömung des Zeitgeistes nicht län-

ger entgegenstellen konnte. Die Wahl 

des Verfassungsrats war bereits für den 

7. Februar vorgesehen. Mit ihrem Ein-

lenken opferten die Patrizier ihre An-

sprüche und Überzeugungen, um den 

Frieden im Bernbiet zu retten.47

Die Volksversammlung gehör-

te fortan zum kollektiven Gedächtnis 

des Berner Volkes. Anlässlich des 50. 

Gedenktages fiel das grosse Wort von 

Münsingen, «diesem geschichtlichen 

Heiligthume, das seit dem 10. Januar 

1831 das neue Grütli für unseren Kanton 

geworden ist».48 Und für den Ortsverein 

von Münsingen wurde das Dorf damals 

zum politischen Wallfahrtsort.49Abb. 12 Karl Schnell.
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kollen vermochte dieses sogenannte «Umbie-

ten» die Teilnehmerquote allerdings kaum zu 

erhöhen. Bei den Besoldungen fiel die Aufwer-

tung des Amts des Gemeindeschreibers auf: Sein 

jährliches Gehalt bewegte sich neu zwischen 50 

und 100 alten Schweizerfranken. Zwischen dem 

Minimum und dem Maximum der Besoldungen 

entschied der Gemeinderat am Jahresende «nach 

Massstab der Menge der amtlichen Beschäfti-

gungen, der Arbeiten und des erzeigten Fleisses».

Zwei Jahre nach der Einwohnerge-

meinde gab sich auch die Rechtsamegemeinde 

(Versammlung der Inhaber von schriftlich fest-

gehaltenen Rechtstiteln oder sogenannten Ge-

wohnheitsrechten) des Münsinger-Viertels ein 

neues Reglement. Es ging vor allem darum, die 

bisher unter gemeinsamer Verwaltung stehen-

den Waldungen auf die einzelnen Anteilhaber 

zu verteilen mit dem Ziel, den Wald nachhalti-

ger zu bewirtschaften, das heisst, weder «aus-

zureuten noch abzuholzen». Kurz vorher war es 

diesbezüglich noch zu einem Streit gekommen, 

weil die ländliche Unterschicht der Rechtsame-

losen im Falle einer Urbarmachung von zusätzli-

chem Land um ihr Recht auf Holznutzung bang-

te.51 Der Regierungsrat hatte aber zugunsten der 

Rechtsamebesitzer entschieden, weil er in ihrem 

Vorhaben keine Gefährdung des Gemeinwohls 

erblickte. Eine von der Rechtsamegemeinde ge-

wählte Verwaltungs- und Aufsichtskommission 

wachte künftig über Kauf, Tausch und Veräusse-

rung von Land, über die jährlichen Ein- und Aus-

gaben, das Wegnetz und die Schwellenpflicht. 

Die regierungsrätliche Sanktion hielt die Recht-

samebesitzer dazu an, den «Gemeindsarmen» 

wie bisher Holz zukommen zu lassen.

Gemäss dem Bericht des Regierungs-

statthalters von Konolfingen für das Jahr 1836 

hatte der Reformschub von 1830/31 das politische 

Bewusstsein der Bevölkerung kaum zu stärken 

vermocht: «Politik ist überhaupt nicht Sache 

des hiesigen Landsmanns. Die grosse Mehrzahl 

kümmert sich sehr wenig darum; sie bleibt viel 

lieber ruhig bei ihren Landarbeiten und häus-

lichen Beschäftigungen und ihr genügt, wenn 

sie nur nicht viel leisten und nicht viel bezahlen 

muss.»52 Die Gemeindebehörden leisteten im 

Allgemeinen gute Arbeit, lediglich die Gemein-

derechnungen – auch von Münsingen – würden 

nicht immer fristgerecht eingereicht. Man müs-

se froh sein, wenn sich Leute für Ämter über-

haupt zur Verfügung stellten.

Personen mit Wirtshausverbot. Kernen plädierte 

auch für mehr Befugnisse der Ortspolizei, denn 

«nur so wird man das Gesindel los, die Bettler 

und Vagabunden». 

Das obrigkeitlich sanktionierte Regle-

ment der Einwohnergemeinde des Münsinger-

Viertels der gleichnamigen Kirchgemeinde von 

1835 50 änderte wenig an der bestehenden Ge-

meindeorganisation. Aus dem Obmann wurde 

der Präsident der Einwohnergemeinde und die 

Gemeindeversammlung, an welcher alle Stimm-

bürger fleissig teilzunehmen hatten, wählte nun 

auch eine Schulkommission. Viel Platz nahmen 

erstmals detaillierte Ausführungen zur Form 

der Beratungen und zum Abstimmungs- und 

Wahlverfahren ein. Neu waren auch die Pflich-

tenhefte für den Armengutsverwalter, den Ge-

meindeschreiber und den Weibel. Letzterer hatte 

zwölf Stunden vor jeder Gemeindeversammlung 

die Stimmbürger persönlich über Ort, Tag und 

Zeit zu orientieren. Gemäss den Gemeindeproto-

Abb. 13 Hans Schnell mit dem Spatz in der Hand, der Justitia 

und dem Ziegenbock mit dem Burgdorfer «Volksfreund». 

Widmung am Fuss der Säule: «Dem listigen Heuchler das 

leichtgläubige Volk, Münsingen 10. Januar 1831», Text  

ganz unten: «Wenn schon dieser Fuchs ein jezt noch ge - 

waltiges Thier ist, so wird doch aus demselben bald  

wieder ein Spazlein werden» (Zeitgenössische Karikatur).

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde
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Abb. 14 Der Münsinger Arzt und Landwirt Johann Ulrich 

Küpfer, Gemeindepräsident von 1834–1835, mit Ehefrau und 

Tochter Elise. Daguerrotypie des zwischen 1841 und 1852 in 

Bern tätigen Jean de Humnicki.

Mässige AuPruchstimmung während  

der Herrschaft der Radikalen 

Der Sieg der Radikalen in den Grossrats-

wahlen von 1846 machte den Weg frei für eine 

weitere Verfassungsreform. Münsingen gehörte 

zu denjenigen Einwohnergemeinden des Amts-

bezirks Konolfingen, welche diese Aufgabe ei-

nem Verfassungsrat und nicht dem amtierenden 

Grossen Rat übertragen wollten, was vom kanto-

nalen Abstimmungsergebnis vom 1. Februar 1846 

denn auch klar bestätigt wurde.53 In der Volksab-

stimmung vom 31. Juli 1846 wurde die neue Ver-

fassung deutlich angenommen, in Münsingen 

mit 288 gegen vier Stimmen.54

Die Staatsverfassung von 1846 führte 

deutlich weiter weg vom alten Bern als diejeni-

ge von 1831.55 Die Radikalen senkten das Stimm-

rechtsalter auf 20, scha_ten den Zensus und das 

indirekte Wahlverfahren ab und erweiterten die 

Volksrechte (Verfassungsinitiative, Abberufung 

des Grossen Rates, aber noch kein Gesetzesrefe-

rendum). Da die endgültige Beseitigung der Feu-

dallasten die Einnahmen des Staates schmälerte, 

wurde die Einführung einer direkten Steuer auf 

Einkommen und Vermögen unumgänglich. Am 

Gemeindewesen hingegen änderte sich nichts. 

Aus den Wahlen für den neuen Grossen 

Rat gingen die Radikalen als klare Sieger hervor. 

Innerhalb des Amtsbezirks Konolfingen gehörte 

Münsingen zum Wahlbezirk Höchstetten, dem 

drei Sitze zustanden. Gewählt wurde auch ein 

Münsinger, nämlich der Gutsbesitzer Johann 

Ulrich Röthlisberger. Im neunköpfigen Regie-

rungsrat sassen ausschliesslich Radikale.56 

In der Volksabstimmung vom 6. August 

1848 nahm auch das Berner Volk die neue Bun-

desverfassung klar an. Allerdings bemühten sich 

nur 19 Prozent der Stimmbürger an die Urnen, 

au_allend wenige im Emmental – angeblich we-

gen der Sichlete – und im Oberland. Das Ergebnis 

im Amtsbezirk Konolfingen lautete 491 zu acht. 

In Münsingen war die Stimmbeteiligung eben-

falls blamabel, dafür das Ergebnis umso deutli-

cher: 78 Ja gegen zwei Nein.57

Während der Herrschaft der Radikalen 

im Kanton Bern nahm das Leben in den Landge-

meinden mehr oder weniger seinen gewohnten 

Lauf. Hier hatten vielfach noch die Konservati-

ven das Sagen; Bauern und Gewerbler stellten 

in den meisten Fällen die Gemeindevorgesetz-

ten, so auch in Münsingen. Viel zu reden gaben 

Truppendurchmärsche, Einquartierungen und 

Requisitionsfuhren von Militäreinheiten. Man 

beklagte sich über die unausgewogene Vertei-

lung der Lasten auf die Gemeinden der Kirchhöre 

Münsingen.58 

Auch mit Sozialfällen hatten sich die 

Gemeindebehörden zu befassen. So erbat sich 

Johann Stucki, Schmied an der Matten, Unter-

stützung für die Verpflegung seines alterskran-

ken Vaters; er und seine Brüder seien wegen 

Arbeitslosigkeit und Militärdienst dazu nicht in 

der Lage. Der Gemeinderat beschloss, dem Ge-

suchsteller einstweilen eine wöchentliche Un-

terstützung von 20 Batzen auszurichten.59 Eine 

harte Linie verfolgte er hingegen gegenüber den 

Bettlern. Für jede Wegweisung versprach er den 

Landjägern als Ansporn eine Gratifikation von 

Franken 3.50 aus der Gemeindekasse.60
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Abb. 15 Protokoll der Urversammlung im 

Amtsbezirk Konolfingen vom 1. Februar 1846: 

Auch im Bezirk Konolfingen sprachen sich  

die Stimmberechtigten mit deutlicher Mehrheit 

für die Einsetzung eines Verfassungsrats aus.

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde
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Zwischen Wandel und Kontinuität  

(1850–1900)

Das politische Leben der Einwohnergemeinde 

Münsingen muss auch für die zweite Hälfte des 

19. Jahrhunderts vorerst im Kontext des eidge-

nössischen und des kantonalen Geschehens und 

neu auch mit Bezug auf den markanten demogra-

phischen, wirtschaftlichen und sozialen Wandel 

betrachtet werden. 

Münsingen im Brennpunkt des  

eidgenössischen Interesses 

Die eidgenössischen Urnengänge war-

fen in Münsingen im Allgemeinen keine hohen 

Wellen. Trotzdem vermochte sich das Dorf zwi-

schen 1850 und 1900 zweimal ins nationale Ram-

penlicht zu setzen. Am 22. Juni 1873 fand hier 

das erste eidgenössische Schwingfest statt und 

zwar im Beisein des Bundesrates und des diplo-

matischen Korps. Gegen 8’000 Besucher lockte 

der Anlass ins festlich herausgeputzte Dorf.61 

In den Wettkämpfen massen sich Schwinger, 

Steinstösser und Turner. Die beiden ersten Ge-

winner erhielten als Preis je ein Vetterligewehr, 

die weiteren je ein Schaf. Der ganze Anlass war 

Ausdruck der eidgenössischen Festkultur und des 

erstarkenden Nationalbewusstseins im jungen 

Bundesstaat.

Im Vorfeld der eidgenössischen Volksab-

stimmung über die Revision der Militärartikel 

wurde Münsingen erneut als Versammlungs-

ort für das Berner Volk auserkoren. Die Vorlage 

verfolgte den Zweck, das Heerwesen ganz in die 

Hand des Bundes zu legen. Am 27. Oktober 1895 

strömten rund 5’000 Männer auf die Löwenmat-

te. In eindringlichen Worten versuchten Oberst 

und Gemeinderat Rudolf von Erlach, Bundesrat 

Eduard Müller und Nationalrat Fritz Bühlmann, 

die Bedenken der Erzföderalisten zu zerstreu-

en. Es gehe darum, aus der Schmach von 1798 

die Lehren zu ziehen, nach aussen Einigkeit 

zu demonstrieren, um die Schlagkraft der Ar-

mee zu erhöhen. Dieser weitere «grosse Tag von 

Münsingen» schloss mit der Verabschiedung ei-

ner Resolution und dem Absingen der Landes-

hymne. Sämtliche Wirtshäuser erfreuten sich 

anschliessend eines regen Besuchs. In der eidge-

nössischen Volksabstimmung wurden die neuen 

Artikel klar verworfen, der Kanton Bern – auch 

der Amtsbezirk Konolfingen – nahm sie hinge-

gen ebenso klar an.62

Münsingen und das politische Geschehen im 

Kanton Bern

Durch die wachsende Kritik an der Herr-

schaft der Radikalen im Kanton Bern nach 1846 

bekam die konservative Opposition Aufwind. An 

den beiden Volksversammlungen vom 25. März 

1850 – nach Jakob Lüdi ein weiterer «grosser Tag» 

für das Dorf  63 – standen sich die beiden Lager in 

Münsingen direkt gegenüber (→ Kurzbeitrag).

Aus den darauf folgenden Grossratswah-

len gingen die Konservativen und die Altlibera-

len als Sieger hervor. Auch der Amtsbezirk Ko-

nolfingen hatte ihnen mehrheitlich die Stimme 

gegeben.64 

Gegen Ende der 1860er-Jahre fasste die 

zur Hauptsache von Zürich, Baselland und vom 

qurgau ausgehende demokratische Bewegung 

für mehr Volksrechte auch im Kanton Bern Fuss. 

Hier nahm sich im März 1868 der Grosse Rat der 

Sache an und unterbreitete dem Volk eine Vorla-

ge, welche die Einführung des obligatorischen 

Gesetzes- und Finanzreferendums zum Ziel hatte. 

Münsingen gehörte zum gleichnamigen Wahl-

kreis, der mit der Kirchgemeinde identisch war. 

Abgestimmt wurde nicht mehr in der Kirche, 

sondern an der Urne. Das neue Volksrecht wurde 

am 4. Juli 1869 mit klarem Mehr angenommen, 

im Wahlkreis Münsingen mit 459 zu 160 Stim-

men bei zwölf ungültigen Stimmzetteln.65

Die durch die Schuldenwirtschaft aus-

gelöste Staatskrise von 1877/78 liess den Ruf 

nach einer Revision der bernischen Staatsverfas-

sung lauter werden. Erst 1893 sollte allerdings 

der Durchbruch gelingen. Trotz der Einführung 

der Gesetzesinitiative und der Volksinitiative für 

eine Partialrevision war die neue Verfassung kein 

Wendepunkt in der Geschichte des Kantons. Für 

viele Stimmbürger wirkte o_enbar der Verzicht 

auf radikale Neuerungen (worunter die Auflösung 

der Burgergemeinden) beruhigend. Münsingen 

nahm mit 302 gegen zwei Stimmen an.66 

Bis zur Jahrhundertwende fanden noch 

zwei Urnengänge statt, die für den Kanton Bern 

einen weiteren Reformschub hätten bewirken 

können. Beide Vorlagen wurden aber von der 

Mehrheit des Volkes, auch im Amtsbezirk Konol-

fingen, klar verworfen: im Jahre 1896 der Über-

gang zum Proporzwahlverfahren für den Grossen 

Rat beziehungsweise die Volkswahl des Regie-

rungsrats und der beiden Ständeräte und vier 

Jahre später die Wählbarkeit der Frauen in die 

Schulkommissionen. Für diesen bescheidenen 
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Schritt zur Gleichberechtigung des weiblichen 

Geschlechts konnten sich in Münsingen nur 

56 der 299 an der Abstimmung teilnehmenden 

Männer – bei 412 Stimmberechtigten – erwärmen, 

216 lehnten ab, die übrigen Stimmzettel waren 

leer oder ungültig.67

Neben den Stimmbürgern nahmen in 

der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts auch die 

hiesigen Grossräte Einfluss auf das politische Ge-

schehen im Kanton Bern. Was ihre parteipoliti-

sche Zuordnung betri_t, dürfte es sich in der Re-

gel um Konservative gehandelt haben. Von den 

drei Mandaten des Wahlkreises Münsingen fiel 

– mit zwei Unterbrüchen – jeweils auch eines auf 

die Einwohnergemeinde Münsingen (→ Tab. 2). Die 

deutlichsten Spuren hinterliess Rudolf von Er-

lach, Oberst und Gutsbesitzer auf dem Schwand, 

der von 1870 bis kurz vor seinem Tod im Jahr 1900 

im Grossen Rat sass. 

Das Gemeindereglement von 1853 

Gemäss den kantonalen Vorgaben – dem 

vom Führer der Konservativen Eduard Blösch 

redigierten Gemeindegesetz von 1852 – gab sich 

auch Münsingen ein neues Organisations- und 

Verwaltungsreglement.68 Nach wie vor galt 

beim Stimmrecht ein Steuerzensus, obschon 

dies der Bundesverfassung von 1848 eigentlich 

widersprach. Auch die Gleichstellung der nie-

dergelassenen Schweizer Bürger mit den Ge-

meindebürgern war nicht gewährleistet. Vom 

Stimmrecht ausgeschlossen waren unter ande-

ren die Notarmenunterstützten. Zu den Aufga-

ben der Gemeindeversammlung gehörte neu die 

Verdingung armer Gemeindeangehöriger. Der 

Gemeinderat verfügte erstmals über eine Finanz-

kompetenz für jedes Geschäft bis zu 15 Franken 

«unter Beobachtung einer weisen Sparsamkeit».

Das Gesetz von 1852 verpflichtete die 

Einwohnergemeinden zudem, die Vermögens-

ausscheidung zwischen den Gemeindegütern 

mit allgemein örtlichem Zweck und den allein 

der Burgergemeinde zustehenden Nutzungs-

gütern vertraglich zu regeln.69 Münsingen ge-

hörte zu denjenigen Gemeinden, die mehrmals 

zu einem rascheren Vorgehen ermahnt werden 

mussten. Als 1869 endlich ein Vertragsentwurf 

vorlag, nahm die Regierung Anstoss daran, dass 

die «reiche Rechtsamegemeinde der Einwoh-

nergemeinde die ihr in früherer Zeit oblegenen 

Lasten überlasse und ihr nur ein paar Stücklein 

Land übergebe».70 Obschon in der Folge vor al-

lem die Rechtsamegemeinde zu keinem weiteren 

Entgegenkommen Hand bot, erklärte sich die Re-

gierung unter dem Vorbehalt von ein paar Nach-

besserungen bereit, dem Ausscheidungsvertrag 

die Sanktion zu erteilen, was im Juni 1870 dann 

auch tatsächlich geschah.71 Im Gefolge der gros-

sen Bautätigkeit in der Au und dem damit ver-

bundenen steigenden administrativen Aufwand, 

den Schwellenkataster nachzuführen, wurde die 

Rechtsamegemeinde bereits kurz darauf aufge-

löst. In ihre Aufgaben teilen sich seither die Ein-

wohnergemeinde und die aus der Rechtsamege-

meinde hervorgegangene Waldgemeinde.72 

Politische Mitwirkung

Die Frage nach der Anzahl und der beruf-

lichen Tätigkeit derjenigen Einwohner Münsin-

gens, die sich während der zweiten Hälfte des 

19. Jahrhunderts am politischen Leben beteiligen 

durften, lässt sich mit einem Blick in die beiden 

einzigen noch vorhandenen Stimmregister von 

1854–66 und 1866–75 beantworten.73 Berücksich-

tigt man zusätzlich die kantonalen Statistiken, 

lässt sich die Zahl der Stimmberechtigten pro 

Jahr bis Ende 1900 ermitteln. Dabei gilt es zu 

bedenken, dass die Stimmregister nicht immer 

sorgfältig (nach)geführt, oft sogar manipuliert 

wurden und laut Albert Tanner die Tendenz be-

stand, «das (kommunale) Stimmrecht auf die 

Ortsbürger oder doch zumindest auf die schon 

seit Jahren am Ort sesshaften Kantons- und 

Schweizerbürger zu beschränken und andere 

Niedergelassene und vor allem Aufenthalter (…) 

von den politischen Rechten auszuschliessen».74 

Abb. 16 Anzahl Stimmberechtigte in Gemeindesachen 75 

(absolut und in Prozent) in Relation zur Wohnbevölkerung 

1854–1900.
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eine gehässige Polemik in der Presse. 

Wie schon 1831 bot der Gemeinderat 

wiederum eine Wache auf.77

Der 25. März 1850 war ein trüber, 

eisigkalter Tag, abwechselnd mit Regen 

und Schneegestöber, als sich gegen 10 

Uhr die «Schwarzen» (Konservativen), 

ab 12 Uhr die «Weissen» (Radikalen) 

ihren Versammlungsplätzen näherten, 

auf Bärnerwägeli, Kutschen, Chaisen, 

auf Leiterwagen mit Tannenreis be-

kränzt und mit Inschriften geschmückt, 

oder auch ganz einfach zu Fuss. Sie 

kamen mit Fahnen und Musik (die 

Weissen sangen die «Marseillaise», die 

Schwarzen «Rufst Du, mein Vaterland»), 

einige waren mit schweren Stöcken be-

wajnet. Von den Organisatoren wur-

den sie mit Brot, Käse, Wein und Brannt-

wein bewirtet. Die Teilnehmerzahlen 

zeigen, dass es sich nicht bloss um ein 

ursprünglich geplantes Trejen von Ver-

trauensleuten aus dem ganzen Kanton 

handelte, sondern um eine eigentliche 

Volksversammlung. Die Schwarzen be-

zijerten ihren Anhang auf rund 12’000 

gegenüber etwa 8’000 Weissen, diese 

sahen es gerade umgekehrt und war-

fen der Gegenseite vor, sie hätten mit 

unlauteren Mitteln niederes Gesindel 

(sog. «Blusenmänner» oder «Zehnbätz-

ler») angeworben. Die Rednertribünen 

standen bloss ungefähr 180 Meter von-

einander entfernt. Das Volk war durch 

den beidseits mit Hecken gesäumten 

schmalen Bärenstutz getrennt. 

Die Sache der Konservativen ver-

traten vor allem Hans Schnell und Edu-

ard Blösch, die beide seit 1831 die Seite 

gewechselt hatten. Letzterem, dem 

eigentlichen Führer der Opposition, 

fiel die Hauptaufgabe zu, das konser-

vative Programm zu verlesen und zu 

erläutern. Anspielend auf die Zeit von 

1815 und 1831 schloss er seine Rede un-

ter donnerndem Beifall mit den Wor-

ten: «Wir hatten früher viel Ordnung 

und wenig Freiheit, dann viel Freiheit 

und wenig Ordnung. Daraus ergibt sich 

das Programm für die Zukunft: es ist: 

Freiheit und Ordnung.»78 Auf der Bären-

matte verteidigten rund ein Dutzend 

Die Volksversammlungen vom 25. März 1850
Peter Stettler

Abb. 17 Die Leuen- und die Bärenmatte in Münsingen am 25. März 1850.

Radikalen blieb nichts anderes übrig, 

als ebenfalls Präsenz zu markieren, 

und zwar – etwas provokativ – auf der 

benachbarten Bärenmatte. Die Kon-

servativen waren insofern im Vorteil, 

als Münsingen mitten im Gebiet ihrer 

Stammwählerschaft lag, während ihre 

Gegner längere Wege zurückzulegen 

hatten. Der damals im Schloss Münsin-

gen wirkende junge Privatlehrer Jakob 

Fischer bezeugt, dass schon im Vorfeld 

der beiden Versammlungen in Münsin-

gen eine gewaltige Aufregung herrsch-

te. Einigen war gar schauerlich zu Mute, 

wenn sie an die Möglichkeit von Zusam-

menstössen dachten. Auf die beidseiti-

ge Bekanntgabe der Programme folgte 

Fast zwanzig Jahre nach dem Volkstag 

von 1831 schrieb Münsingen zum zwei-

ten Mal bernische Geschichte.76 Dies-

mal erregten die seit 1846 regierenden 

Radikalen (auch Freisinnige genannt) 

wegen angeblicher Verschleuderung 

von Staatsgeldern den Unmut im Volk. 

Die konservative Opposition hojte 

deshalb auf einen Umschwung bei den 

Wahlen vom Mai 1850. Anlässlich einer 

Zusammenkunft von 200 Männern in 

Diesbach beschimpfte der Münsinger 

Arzt Johann Lory die «Fötzelregierung, 

die nichts besitzt». Man beschloss, auf 

den 25. März eine Versammlung von 

Vertrauensleuten auf die Löwenmatte 

nach Münsingen einzuberufen. Den 
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Redner, darunter die Regierungsräte 

Samuel Lehmann und Jakob Stämpfli, 

die Finanz- und die Kirchenpolitik der 

amtierenden Regierung und wiesen die 

Vorwürfe von Kommunismus und Gott-

losigkeit entschieden zurück.79

So ging der denkwürdige Tag 

entgegen den Befürchtungen, abgese-

hen von einer kleinen Schlägerei beim 

Klösterli und vereinzelten Prügeleien 

auf dem Heimweg, die wohl dem über-

mässigen Schnapskonsum zuzuschrei-

ben waren, friedlich zu Ende, was man 

in der Schweiz und sogar im Ausland 

mit Staunen vermerkte.80 Der Wegzug 

der Schwarzen gab später sogar Anlass 

zu einer amüsanten Anekdote. Als die 

Storchen (so nannte man die Konser-

vativen auch nach ihrem Sitz im «Stor-

chen», dem heutigen Hotel «Bristol» in 

Bern) die Löwenmatte verlassen hat-

ten, «sammelten sich auf dem Platze 

eine ungeheure Zahl Raben und hielten 

ebenfalls eine Volksversammlung – nur 

waren diese schwarzen Vögel so ehrlich, 

ihre wahre Farbe zu zeigen».81 Die Ins-

truktion ihres Organisationskomitees, 

auf direktem Weg nach Hause zu gehen, 

wurde dann ojensichtlich so strikte 

befolgt, dass sich der «Löwen»-Wirt um 

200 bestellte, aber nicht eingenom-

mene Mittagessen geprellt sah. Als er 

die Leute in die Pflicht nehmen wollte, 

prügelten sie ihn durch. Das Komitee 

konnte nicht umhin, nachträglich auf 

seine Entschädigungsforderung einzu-

gehen.82

Den Tag von Münsingen feierten 

die Konservativen als ihren Sieg. Der 

Verzicht der Radikalen, am Schluss 

einen Freiheitsbaum hochzuziehen, 

wurde als Eingeständnis ihrer Nieder-

lage gewertet. Die Wahlergebnisse 

vom 5. Mai deuten darauf hin, dass es 

den Schwarzen insgesamt besser ge-

lungen war, das Berner Volk zu ihren 

Gunsten zu mobilisieren. Mit verschie-

denen Liedern – etwa dem bekannten 

«Münsingerlied» – ging nicht zuletzt 

auch Münsingen ein weiteres Mal in die 

Annalen der Berner Geschichte ein.83

Abb. 19 Eduard Blösch.

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde

Abb. 18 Die Volksversammlungsplätze 

in Münsingen am 25. März 1850.
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Rudolf von Erlach (1831–1900), der Aris-

tokrat aus Bern, engagierte sich neben 

seiner steilen militärischen Karriere als 

Besitzer des Landgutes Schwand auch 

erfolgreich in der Gemeinde Münsingen. 

Dabei fielen vor allem seine Besonnen-

heit und sein soziales Engagement auf.

Als stolzer Spross der Familie 

von Erlach wuchs Rudolf in seiner Va-

terstadt Bern auf, wo er an der 1834 

entstandenen Hochschule Rechtswis-

senschaften studierte. Seine aristokra-

tische Herkunft hat er nie verleugnet, 

aber höchst diskret gelebt. Wie seine 

Vorfahren wusste er um die edle Pflicht, 

sich in den Dienst des Gemeinwesens 

zu stellen.84 In Mathilde Ida von Stei-

ger von Riggisberg, die er im Jahre 1859 

ehelichte, fand er eine starke Stütze. 

In den Jahren 1860–77 gebar sie ihm 

zwei Söhne und fünf Töchter. Deren 

zunehmende Körperlänge hielt er Jahr 

für Jahr liebevoll auf der Rückseite sei-

nes Dienstbüchleins fest.85 Der Älteste, 

Franz Rudolf, trat später ganz in die 

Fussstapfen des Vaters: auch er wurde 

Grossrat und Oberstbrigadier, später 

Regierungsrat (1912–23). Der Jüngste, 

Sigismund Friedrich, heiratete eine 

Tochter des Generals Ulrich Wille und 

brachte es ebenfalls bis zum Oberstbri-

gadier. 

1857 erwarb Rudolf von Erlach 

das Landgut Schwand ob Münsingen.

Durch Zukauf von Land und Waldun-

gen wurde er im Verlauf der Jahre zu 

einem der reichsten Hobesitzer. Auf 

dem Schwand verbrachte er die meiste 

Zeit; nur im Winter zog er die im Jahre 

1859 geerbte Liegenschaft an der Jun-

kerngasse 47 in Bern vor. Das Landgut 

Schwand blieb im Besitz der Familie bis 

zum Verkauf an den Staat Bern durch 

die beiden Söhne im Jahre 1911.

Von 1865 bis 1896 setzte sich Ru-

dolf von Erlach als Gemeinderat für 

das Wohl der Einwohnergemeinde 

Münsingen ein. Als Vizepräsident leite-

te er öfters die Sitzungen; das Amt des 

Gemeindepräsidenten hingegen lehnte 

er dankend ab. Daneben wirkte er auch 

als Präsident des Kirchgemeinderates, 

Friedrich Emmanuel Rudolf von Erlach:  
Der Herr Oberst vom Schwand  

Peter Stettler

Abb. 20 Rudolf und Mathilde von Erlach.

als Kassier des Bezirksspitals und in 

der Leitung der Armen- und Knaben-

erziehungsanstalt Enggistein. Für sein 

starkes soziales Engagement spricht 

auch ein Renten- und Schenkungsver-

trag zugunsten zweier Dienstmägde 

des Schlossbesitzers Lange.86 Auch sei-

ne Ehefrau machte sich einen Namen 

als Wohltäterin: Auf ihr Gesuch hin er-

richtete der Gemeinderat im Jahre 1878 

die erste Kleinkinderschule. Mathilde 

von Erlach und ihre Mitinitiantin Elise 

Küpfer, Arzttochter, Hobesitzerin und 

Rentnerin, waren sogar bereit, bis auf 

weiteres für die Besoldung der Lehrerin 

aufzukommen.87

Als Rudolf von Erlachs Kräfte Ende 

1895 zu schwinden begannen, reichte 

er sein Rücktrittsgesuch ein. Mit gros-

sem Bedauern nahm die Gemeindever-

sammlung davon Kenntnis. Auch dem 

Gemeinderat fiel es sichtlich schwer, 

auf die grossen Sachkenntnisse ihres 

langjährigen Mitglieds zu verzichten, 

aber es gelang ihm nicht, ihn umzu-

stimmen.88
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Abb. 21 Wahlprotokoll von 1886: Oberst Rudolf von Erlach wurde mit 

571 Stimmen in den Grossen Rat gewählt.

Abb. 22 Der Schwandstock um 1910.

Von 1870 bis zu seinem Tode im 

Jahre 1900 vertrat Rudolf von Erlach 

den Wahlkreis Münsingen im Gros-

sen Rat des Kantons Bern.89 Auch hier 

war er hochgeachtet; er sprach sel-

ten und nur über Gegenstände, die 

er beherrschte, zur Hauptsache über 

Strafnachlassgesuche als Präsident der 

Bittschriftenkommission, ab und zu 

auch zu Militärfragen. In seinem Wahl-

kreis, wo nach dem Majorzwahlrecht 

drei Sitze zu vergeben waren, vereinig-

te Rudolf von Erlach in der Regel die 

meisten Stimmen auf sich, oft sogar im 

ersten Wahlgang. Von seiner Herkunft 

her gehörte er zu den Konservativen. 

«Vom Parteimann oder gar Agitator», 

so würdigte ihn das «Berner Tagblatt» 

im Nachruf vom 1. März 1900, «hatte 

er nichts an sich. Die neuere Entwick-

lung, die modernen demokratischen 

Institutionen waren ihm nicht gerade 

sympathisch. Er wurzelte mit seinen 

Anschauungen im Zeitalter der Reprä-

sentativdemokratie.» 

Auf eidgenössischer Ebene ver-

mochte er sich hingegen politisch nicht 

durchzusetzen. Als Nationalratskandi-

dat reichte es mehrmals bloss zu einem 

Achtungserfolg. Umso glänzender ver-

lief hingegen seine militärische Karrie-

re: Er erklomm Stufe um Stufe bis zum 

Grad eines Obersten. Zuletzt komman-

dierte er eine Infanteriebrigade. Wo 

auch immer er Dienst leistete, galt er als 

äusserst beliebter Truppenführer. Sein 

Einsatz für die Armee zeigte sich auch 

im Vorfeld der Volksabstimmung über 

die neuen Militärartikel. Als Tagesprä-

sident der grossen Volksversammlung 

vom 27. Oktober 1895 auf der Löwen-

matte in Münsingen empfahl er in ein-

dringlichen Worten deren Annahme.90

Am 27. Februar 1900 verstarb Ru-

dolf von Erlach nach längerer Krankheit 

im Alter von 68 Jahren. Auch in Kreisen 

der politisch Andersgesinnten genoss 

er hohe Achtung und Beliebtheit. «Er 

war ein Ehrenmann im ganzen Sinn des 

Wortes.»91

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde
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Abb. 23 Die Erwerbsstruktur der Einwohnergemeinde Münsingen für die Jahre 

1854–1875 92 in absoluten Zahlen basierend auf 437 Einträgen in den Stimmregistern.
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Tab. 2 Liste der Münsinger Grossräte95 von 1831 bis 1900.

1831–1833 Jakob Kernen, Sohn des Jakob, 

1837–1846 «Bären»- und «Löwen»-Wirt

1846–1848 Johann Ulrich Röthlisberger, Gutsbesitzer

1850–1854 

1858–1862 Bendicht Burri, Müllermeister und Hobesitzer

1870–1900 Rudolf von Erlach, Oberst und Gutsbesitzer  

auf dem Schwand

1900–1906 Emil Haldimann, Notar

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde

Die Alteingesessenen betrachteten insbesondere 

die mobile besitzlose Bevölkerung als ständige 

Bedrohung ihrer gesellschaftlichen und politi-

schen Stellung. Im Zeitraum von 1854 bis 1900 

konnten im Durchschnitt nur etwa 22 Prozent der 

Münsinger Bevölkerung am politischen Leben 

teilnehmen; mehr als drei Viertel waren davon 

ausgeschlossen.

 Von der Erwerbsstruktur her gese-

hen dominierten die direkt oder indirekt mit der 

Landwirtschaft verbundenen Ortsbürger (rund 

50 Prozent), gefolgt vom Dienstleistungssektor 

und den Produzenten für den privaten Gebrauch. 

Bei den Gemeindepräsidenten, Gemein-

deräten und Münsinger Grossräten widerspiegelt 

sich fast die ganze Erwerbsstruktur; gut ver-

treten waren insbesondere die Hojesitzer, die 

Gewerbetreibenden, die Gerichtssässe und die 

Ärzte. Mehr als 30 Jahre lang stellte sich der Guts-

besitzer, Grossrat und Oberst Rudolf von Erlach 

in den Dienst der Gemeinde (→ Kurzbeitrag). Er war 

nicht das einzige Beispiel dafür, dass im Kanton 

Bern das Patriziat auch nach seiner o|ziellen Ab-

dankung im Jahre 1815 auf das politische Leben 

Einfluss nahm.

Nur eine Minderheit der Bürger machte 

allerdings auch wirklich vom Stimmrecht Ge-

brauch. Im Stichjahr 1874 nahmen an den insge-

samt fünf Gemeindeversammlungen im Durch-

schnitt rund 50 Männer teil, das waren bei 197 

Stimmberechtigten (nach der kantonalen Sta-

tistik) lediglich 25.4 Prozent. Damit lag Münsin-

gen allerdings noch knapp über dem kantonalen 

Durchschnitt. Im Jahre 1875 sank die Stimmbe-

teiligung sogar auf 17.3 Prozent. Gross war der 

Aufmarsch nur bei den Gemeindewahlen. Die 

Gemeindeversammlung vom 7. Dezember 1864, 

an welcher 119 Männer teilnahmen, ist in die An-

nalen der Lokalgeschichte eingegangen, weil ge-

gen die angebliche Teilnahme von nichtstimm-

berechtigten Bürgern, die zur Nichtwiederwahl 

des amtierenden Gemeindeschreibers geführt 

habe, Beschwerde erhoben wurde. Nach der Ab-

lehnung des Rekurses durch den Regierungsrat 

kehrte wieder Ruhe ein im Dorf, aber nicht für 

lange. Bis zur Jahrhundertwende herrschte im 

Gemeinderat noch öfters Zwietracht. «Abwech-

selnd werden die einen und die andern aus der 

Behörde hinaus geschmissen», schreibt der Dorf-

chronist Jakob Lüdi.93

Tab. 1 Liste der Münsinger Gemeindepräsidenten 94 

von 1798 bis 1900.

1798–1799 Christen Schütz, Bezirksrichter, Hans Wyler 

(Obmann), alt Gerichtssäss

1800–1801 Christen Hauser, Bannwart in der Au

1802 Hans Wyler, alt Gerichtssäss

1803–1806 Christen Hauser, Bannwart in der Au

1807–1813 Hans Stucki, Gerichtssäss und Chorrichter

1814–1815 Johann Schenk, Gerichtssäss

1816–1818 Samuel Isler, Gerber

1819–1820 Peter Neuhaus, Chorrichter

1821–1822 Christen Gfeller, Chorrichter

1823–1824 Jakob Kernen (Vater), «Löwen»-Wirt 

1825–1826 Johann Schenk, Gerichtssäss

1827 Jakob Käser, Krämer

1827–1828 Jakob Wiedmer, Säkelmeister bey der Auw

1829–1832 Christen Müller, Gerichtssäss

1832–1833 Samuel Hügli, Rechtsagent und Gerichtssäss

1834–1835 Dr.  Johann Ulrich Küpfer, Arzt in Münsingen, 

von Lauperswil

1836 Jakob Kernen (Sohn), «Löwen»-Wirt 

1837–1838 Dr.  Johann Lory, Arzt in Münsingen, von Stalden

1839–1846 Christen Müller, Gerichtssäss

1847–1848 Bendicht Burri, Müllermeister und Hobesitzer

1849–1850 David Schüpbach, Negotiant

1851–1852 Bendicht Burri, Müllermeister und Hobesitzer

1853–1855 Dr. Johann Lory, Arzt in Münsingen

1856–1869 Bendicht Burri, Müllermeister und Hobesitzer 

1870–1875 Jakob Frey, Steinhauermeister

1876–1877 Friedrich Frei, alt Weibel und Gemeinderat 

(Notharmenpfleger) 

1878–1880 Bendicht Schüpbach, Tuchfabrikant  

und Hobesitzer

1881–1883 Christian Bigler, Landwirt

1884–1895 Peter Schär, Müllermeister

1895–1903 Bendicht Schüpbach, Tuchfabrikant  

und Hobesitzer
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4  Herrschaft und Gemeinde

Einblick in die Steuerstatistik

Unter den lokalpolitischen qemen 

nahmen Steuerfragen einen breiten Raum ein. 

Münsingen befand sich im Jahre 1882 in Bezug 

auf die Steuerkraft pro Kopf der Bevölkerung mit 

3’678 Franken im oberen Drittel des Amtsbezirks 

Konolfingen (Durchschnitt 3’125 Franken). 1893 

kam man bereits auf 4’622 Franken (Konolfin-

gen 3’292 Franken); nur Höchstetten war höher, 

Rubigen und Worb hatte man zwischenzeitlich 

überholt. 1897 steigerte sich Münsingen gar auf 

8’790 Franken, das heisst auf mehr als das Dop-

pelte des Amtsdurchschnitts. Von den total 209 

Einkommenssteuerpflichtigen im Jahr 1899 

entfielen 77 Prozent auf Steuerkapital zwischen 

100 und 600 Franken; nur vier Steuerpflichti-

ge wiesen zwischen 4’000 und 9’000 Franken 

aus. Die Vermögenssteuerstatistik ergab bei 250 

Steuerpflichtigen folgendes Bild: 79 Prozent zwi-

schen 2’000 und 20’000 Franken, die vier reichs-

ten Münsinger kamen auf je über eine Million 

Franken! 96 Zu den grössten Steuerzahlern, die 

auf die Gemeindepolitik auch entsprechend 

Einfluss nahmen, gehörten vorab die Hojesit-

zer. Das waren keineswegs nur Bauern, sondern 

auch Vertreter anderer Berufsgruppen, die auf 

diese Weise ihr Vermögen anlegten. In einem 

vermutlich aus den 1860er-Jahren stammenden 

Verzeichnis der Hojesitzer mit 40 Namen finden 

sich unter anderen 17 Landwirte, drei Gewerbler 

(Müller, Sager, Spengler), zwei Gastwirte, vier 

Kaufleute, zwei Fabrikanten und acht Frauen (in 

der Regel Witwen). Die meisten besassen einen 

einzigen Hof. Die Gutsbetriebe mit der höchsten 

Schatzung gehörten dem Kanton Bern (deren 

neun) sowie Rudolf von Erlach (deren vier), Ben-

dicht Burri, Müller, Gottlieb Depping, Wirt zum 

«Ochsen», und Johann Cottier, Wirt zum «Lö-

wen» (je zwei).97

Jeder Steuerpflichtige hatte periodisch 

eine Selbstschatzung vorzunehmen, welche an 

den Amtsbezirk weitergeleitet wurde. Es kam 

vor, dass diese im Nachhinein nach oben korri-

giert werden musste, so im Jahre 1866 bei den 

Gastwirten Cottier, Depping, Rieder und Wägli 

und den Ärzten Eduard Kropfli und Johann Lory. 

Letzterer vermachte dafür Jahre später in seinem 

Testament der Gemeinde 500 Franken zuhanden 

des Schulfonds.98 Zum Schmunzeln Anlass gibt 

ferner ein Schreiben von Dr. R. Weber, Arzt in 

der Irrenanstalt, welcher mit einem Hinweis auf 

die Regelung in der Nachbargemeinde Rubigen 

eine Vereinfachung des jährlichen Steuerbezugs 

anregte. Die Antwort, daran könne man nichts 

ändern, habe ihn doch etwas überrascht seitens 

einer Behörde, «die sonst Neuerungen nicht ab-

geneigt ist; ich begri_ nicht, warum man an ei-

nen veralteten und geradezu blöden Bureaukra-

tismus sich nicht wage». Vielleicht vermöge der 

alte Spruch «Halt Münsige, Rubige chunt z’ersch» 

seiner Anregung ja etwas neuen Schwung zu ver-

leihen. Der Gemeinderat versprach umgehend, 

sich der Sache anzunehmen.99 

Sparen oder ausgeben?

Obschon Münsingen eigentlich recht 

wohlhabend war, gab es immer wieder Streit 

um die Gemeindefinanzen. Der Sparkurs hatte 

zur Folge, dass nur das Allernötigste getan wur-

de, vor allem solange die Konservativen das Sa-

gen hatten. Die Übernahme der Sekundarschule 

durch die Gemeinde und der Bau eines neuen 

Schulhauses machten allerdings eine beträcht-

liche Steuererhöhung und die Aufnahme eines 

Darlehens von 50’000 Franken nötig, worauf eine 

Anzahl wohlhabender und einflussreicher Leute 

dem Dorf den Rücken kehrten. Dabei gilt es fest-

zuhalten, dass Münsingen bis zu diesem Zeit-

punkt (1888) überhaupt keine Schulden gemacht 

hatte. Bereits 1896 war die Bauschuld getilgt und 

der frühere Steuersatz wieder hergestellt. Zum 

guten Ergebnis trug o_enbar auch die Sammlung 

von 20’000 Franken freiwilliger Gaben bei.100

Finanzielle Erwägungen spielten of-

fenbar auch bei Einbürgerungsfragen eine Rol-

le. Klaus Bruha kommt zwar in seiner Unter-

suchung 101 zum Schluss, Münsingen habe sich 

gegenüber Bewerbern (Schweizern aus anderen 

Kantonen und Ausländern) immer sehr entge-

genkommend gezeigt und zwischen 1850 und 

Abb. 24 Gemeindeversammlung von 1857 (Gemälde von Albert Anker).



321

Abb. 25 Ansichts-

karte um 1900. 

1985 bloss drei Gesuche abgewiesen. Im Zeitraum 

von 1861 bis 1900 erhielten insgesamt 35 Perso-

nen das Gemeindebürgerrecht, darunter sechs 

ausländische Familien (wovon fünf aus Deutsch-

land). Die damalige Einbürgerungspraxis war 

demnach doch nicht so grosszügig. Einer der 

im Jahre 1894 Abgewiesenen war ein gewisser 

Ber tram Hubert Meinerzhagen aus Köln, Ange-

stellter in der Buchdruckerei Stämpfli in Bern, 

seit 1877 in der Schweiz ansässig, Vater von fünf 

minderjährigen Kindern, laut dem Empfeh-

lungsschreiben von Notar J. F. Schärer in Bern 

«ein gutbeleumdeter, solider und ruhiger Berufs-

mann, welcher sich mit den hiesigen republika-

nischen Einrichtungen vertraut gemacht hat». 

Obschon die Zustimmung des Regierungsrates 

vorlag, lehnte die Gemeindeversammlung das 

Gesuch auf Antrag des Gemeinderates ab. Über 

die Gründe, die für die 17 anwesenden Bürger 

(bei einem Total von 355 Stimmberechtigten) zu 

diesem Entscheid geführt hatten, gibt das Proto-

koll leider keine Auskunft. Da in einem ähnlich 

gelagerten Fall aus dem Jahre 1872 dem Gesuch 

entsprochen worden war – es ging um Johann 

Scheidli, Hufschmiedemeister aus Sigmarin-

gen, ebenfalls mit Ehefrau und fünf Kindern –, 

ist nicht auszuschliessen, dass man jeweils auch 

die finanziellen Verhältnisse des Gesuchstellers 

im Auge hatte.102 

4.2  Von der alten Dorf- zur modernen Einwohnergemeinde

Sozialpolitische und andere Gemeindeaufgaben

Häufig hatten sich die Behörden auch 

mit Fällen von Arbeitslosigkeit zu befassen. Von 

sozialstaatlichen Einrichtungen, wie wir sie 

heute kennen, war man damals noch weit ent-

fernt; Arbeitslose konnten mit keiner staatlichen 

Unterstützung rechnen. Vor diesem Hintergrund 

muss ein anonymer Drohbrief vom 2. März 1892 

gesehen werden. Für Militärdienst und Steuern-

zahlen sei man gut genug, heisst es darin, aber 

für den Bau der Irrenanstalt seien Fremde, das 

heisst italienische Maurer, angestellt worden 

statt hiesige Arbeiter. Manch einer hätte gerne 

gearbeitet «stadt hungerig umher zu lauren», 

auf diesbezügliche Anfragen sei man aber nicht 

eingetreten. «Auf die Art wächst der Unwille alle 

Tage und giebt immer mer arme Leute (…) Die 

Bärner herren Sind nur Armen Leuten Mörder (…) 

Einer für Alle. Alle für einen. Dis ist doch ein Bär-

ner Wort. Dis ist eine ernst Warung mit weder 

Arbeit oder Feuer» (Dies ist eine ernste Warnung: 

entweder wir erhalten Arbeit oder wir legen Feu-

er). In seiner Antwort auf ein entsprechendes 

Schreiben des Gemeinderates sah der Kanton 

Bern als Bauherr keine Veranlassung zu interve-

nieren. Bloss neun Italiener seien für spezielle 

Arbeiten herangezogen worden. Im Übrigen habe 

man die Bauunternehmer ersucht, vorzugsweise 

hiesige Arbeiter einzusetzen. «So dürfte jeder, 

der wirklich arbeiten will, Gelegenheit finden, 

sich bei diesen Bauten zu bethätigen.»103
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